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Schriftliche Erklärung zu den menschenverachtenden Kündigungspraktiken des 
Schweizer Konzerns Novartis

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis darauf, dass kurz vor Weihnachten 250 Beschäftigte der Novartis Institutes 
for Biomedical Research GmbH & Co KG in Wien per Videobotschaft und ohne 
vorherige Konsultation und Information von der Schließung ihres Standortes erfahren 
mussten, 

– unter Hinweis darauf, dass der lokale Geschäftsführer die Botschaft mit den Worten 
„That's it!“ kommentiert hat,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Richtlinie 94/45 EG Unternehmen wie den hier angesprochenen 
Novartis-Konzern dazu verpflichtet, seine Beschäftigten rechtzeitig, gebührend und mit 
dem notwendigen Respekt über eventuelle Umstrukturierungen oder, wie im hier 
angesprochenen Fall, über eine Schließung zu konsultieren und informieren, 

B. unter Hinweis darauf, dass die Hinwegsetzung über das festgelegte europäische 
Grundrecht zeitgerechter Information und Konsultation einen Bruch der Charta der 
Grundrechte darstellt, 

C. unter Hinweis darauf, dass bereits im Mai 2007 zu raschen Aktionen der Kommission 
aufgerufen wurde, um die akkurate Umsetzung der Richtlinie (EG) 2002/14 zur 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in den EU-Mitgliedstaaten sicherzustellen 
und die Revision der EBR-Richtlinie voranzubringen;

1. verurteilt diese Vorgangsweise als unvereinbar mit einem sozialen Europa; 

2. fordert in diesem Sinn den Novartis-Konzern auf, sicherzustellen, dass ohne vorherige  
umfassende Information und seriöse Konsultationen mit den Arbeitnehmervertretern und 
ihren Gewerkschaften keine Betriebsstilllegungen oder Verlagerungen vollzogen werden; 
fordert die Konzernleitung von Novartis darüber hinaus auf, darüber nachzudenken, 
welche Wirkung diese Richtung der Restrukturierung für den Forschungsstandort EU als 
Ganzes hat;

3. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner der 
Kommission und dem Rat sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 


